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Leserforum

Die verheerendenAuswirkungen der
VerbrennungvonKohle auf dasWelt-
klima sind hinlänglich bekannt. Dass
neue Kohlekraftwerke aber auch un-
ter ökonomischenAspektenvöllig ir-
rational sind, zeigen die Forderungen
des Vorstandsvorsitzenden der RWE
AG Jürgen Grossmann hinsichtlich
derAusgestaltung desEmissionshan-
dels ab 2013 an die Politik. Der Han-
del von Emissionszertifikaten wurde
mit dem Ziel eingeführt, die
CO2-Emissionen von Kraftwerken
und Industriebetrieben auf markt-
wirtschaftlichemWeg zu reduzieren.
In der ersten Handelsperiode von
2005 bis 2007 wurden den betreffen-
denUnternehmendieBerechtigungs-
papiere kostenlos zugeteilt. Seit 2008
bis zumEndeder zweitenHandelspe-
riode im Jahr 2012 müssen knapp
zehn Prozent der Emissionszertifi-
kate ersteigert werden. Die restli-
chen gut 90 Prozent werden weiter-
hin kostenlos zugeteilt.
Übliche Praxis der Stromprodu-

zenten ist es jedoch, denaus demBör-
senhandel resultierenden Preis mit
der Anzahl aller Zertifikate – also
auch den geschenkten – zu multipli-
zieren und den hieraus resultieren-
den Betrag anschließend komplett
auf den Strompreis umzulegen.
Enorme Kosten für die Verbraucher
und zusätzliche Milliarden-Gewinne
für RWE, Eo und Co sind die Folge.
Pläne der EU sehen nun aber vor,

ab dem Jahr 2013 sämtliche Emissi-
onszertifikate zu versteigern. An die-
ser Stelle sieht Herr Grossmann die
zukünftigen Investitionen seinesUn-
ternehmensRWE inneueKohlekraft-

werke gefährdet. Seiner Ansicht
nach sind neue Kohlekraftwerke nur
dann wirtschaftlich zu errichten und
zu betreiben, wenn die ungerechtfer-
tigten Extra-Profite aus der kostenlo-
sen Zuteilung der Emissionszertifi-
kate auch nach 2013 generiert wer-
den können.
VerkehrteWelt! Die bisher bereits

völlig fehlgeleitete Ausgestaltung
des Emissionshandels, nichts ande-
res als eine absurde Subvention neu
zu bauender Kohlekraftwerke unter
unverdächtigem Namen, soll auf un-
bestimmte Zeit weitergeführt wer-
den. Mit dubiosen Argumentations-

Tricks sollen Steinzeit-Technologien
am Leben erhalten werden, die jegli-
chen Anstrengungen zu weniger
CO2-Emissionen diametral entgegen-
stehen.
Die EU und die Bundesregierung

wärengut beraten, sichvondendreis-
ten Forderungen der Kohlekraft-
werksbetreiber nicht beeindrucken
zu lassen. Zur Beendigung der unver-
hältnismäßigen Subventionierung
von klimazerstörenden Kohlekraft-
werken ist eine Versteigerung aller
Zertifikate im Rahmen des Emissi-
onshandels unabdingbar.

UdoHanisch, Düren

Der Slogan „Wenn’s um Geld geht:
Sparkasse“ hört sich altmodisch an
und ist auch in den letzten Wochen
und Monaten aufgrund der politi-
schen Diskussion über die Verände-
rung im deutschen Sparkassensektor
als solcher angesehen worden. Doch
mit der Finanzkrise und den wach-
senden Ängsten der Bürger gewinnt
dieser Satz eine ganz neue Bedeu-
tung.Die Sparkassen sind fürGeldan-
leger attraktiv geworden. Die ersten
Investmentbanker retten ihreErspar-
nisse und bringen sie ausgerechnet
auf Konten der Sparkassen. Denn Si-
cherheit ist in diesen Tagen Trumpf,
das garantiert das System der Spar-
kassen-Finanzgruppe. Anders als bei
Privatbanken sind hier die Einlagen
in unbegrenzter Höhe gesichert. Der
Sparkassenverbandhat eine Instituts-
sicherung, die Mitgliedsparkassen
können nicht pleitegehen, weil sie
sich zuvor immer gegenseitig retten.
Deutschland ist der einzige Staat

mit einem dreigliederigen Banken-
system: Sparkassen, Genossen-
schaftsbanken, Privatbanken. Diese
Sonderstellung ist umstritten, doch
vor dem Hintergrund der Finanz-
krise könnte diese Diskussion etwas
kleinlauterwerden. Bisherwurde die
Leistungsfähigkeit des Bankenmark-
tes und hohe Gewinne privater Ban-
kenkonzerne gleichgesetzt. Heute
fragen die Kunden erst nach der Si-
cherheit undnehmen einen etwas ge-
ringeren Renditesatz in Kauf.

Hans-Rudolf Potstawa, Geseke

Eahnane ordnungspolitischn Ein-
sprüch lies i oiwei so gern, weilsma
gfalln undweils imeistens voosteh.
Aba jeds Moi hauns ma oans oda
zwoa so Fremdwörta nei, dee woo i
need voosteh und wo i ma üba den
Sinn voo dem was schriem iis Ge-
danknmachamuaß.
DeesMoi : Bail-out!Wenns gmo-

ant hamm, daes umdieÜbernahme
und die Rückzahlung von Schulden
oda Verpflichtungen durch andane
als die Schuldna oda Verpfllichte-
ten geht, dann bin i bei Eahna.
Unsa Deischte Sprach iis so

schee und so guad, daes ma miid
ihr aa de amerikanischn Entwick-
lungen jeda Art erklärn kaenntn,
wenn mia woilln! Und Boarisch
erscht!
Mit freindliche Grüaß

WinfriedWalter

Auf die Krise, die Kernschmelze, den
Super-Gau, die drohende Weltwirt-
schaftskrise ... umnur einigeBezeich-
nungen zu wählen. Aber was ist die
Krise? Herr Sanio wurde gestern in
Ihrer Zeitung mit denWorten zitiert,
die Banken steckten in einer Liquidi-
tätskrise. In derTat, der Interbanken-
markt steht den Banken nicht mehr
zur Liquiditätssteuerung zur Verfü-
gung. Aber die EZB und die nationa-
len Notenbanken versorgen die Ban-
ken unverändertmit Liquidität. Auch
erfreuen sich Sparkassen und die Fi-
nanzagentur zunehmener Liquidi-
tätszuflüsse. Das gestern im Entwurf
veröffentlichte Finanzmarktstabili-
sierungsfondsgesetz eröffnet auch
Möglichkeiten der Liquiditätsverbes-
serung. Jedoch wird gemeldet, es sei
noch nicht erkennbar, ob die Banken
diese Möglichkeiten nutzen werden.
Ist das ein Hinweis darauf, dass die
Banken nicht am ertrinken sind? Be-
steht das Problem vielleicht weniger
aufseiten der Liquidität als vielmehr
darin, dass Verluste das Eigenkapital
reduzierten?
Was also ist die Krise ? Erst wenn

diese Frage geklärt ist, sollte nachLö-
sungen gesucht werden. Aber auch
bei den Lösungen scheint nur eine
einzige Handlungsalternative mög-
lich gewesen zu sein. Die Banken
mussten gerettet werden, da andern-
falls die Kernschmelze, dieWeltwirt-
schaftskrise, das totale Desaster ein-
getreten wäre. Das Übergreifen der
Finanzkrise auf die Realwirtschaft
wurde als Risiko identifiziert. Die
Volkswirtschaft muss mit Krediten
versorgtwerden.Aber gibt es, gerade
imHinblick auf die deutscheBanken-

landschaft, nicht eine Vielzahl von
Möglichkeiten, dies sicherzustellen,
auchwenn die eine oder andere Bank
möglicherweise unter Institutsauf-
sicht gestellt wird? Erstaunlicher-
weise hat aber das Aufsichtsamt bis-
her keineMaßnahmen nach Paragraf
45 ff KWG gegen eine Bank erlassen.
Das spricht dafür, dass offenbar gar
keine Krise besteht. Was also ist die
Krise, und wofür öffnen die Politiker
denGeldsack?
Vielleicht haben die Politiker ein

Lob verdient, weil sie genau das rich-
tige in der „Krise“ (?) getan haben.
Beim Niedergang der IKB sprach
Herr Sanio von der größten Banken-
krise. Ab diesem Zeitpunkt war die
Krise in aller Munde – aber was ist
dieKrise? Esmag fraglich sein, ob die
Rettung der IKB notwendig war.
Wäre der Staat nicht alsRetter aufge-
treten, hättenMilliarden gespartwer-
den können. Ob die IKB-Krisenbe-
wältigung daher Lob verdient, mag
fraglich sein. Gerade wird ein viel
umfangreicheres Ausgabenpaket ge-
schnürt. Hoffentlich können wir uns
bald mit guten Gründen Ihrem Lob
auf die Politiker anschließen.
Vielleicht besteht die Krise auch

darin, dass die USA ein größeres
mehrjähriges Konjunkturprogramm
über die privaten Banken abgewi-
ckelt haben und die Banken erst jetzt
feststellen, dass sie dieses Konjunk-
turprogramm ohne Refinanzierung
aus dem Staatshaushalt ausgereicht
hatten. Offenbar übernehmen nun
die USA und der Rest der Welt die
Kosten für das vorfinanzierte US-
Konjunkturprogramm.

Hubert Schmid

Absurde Subventionen für Kraftwerke
Zu „Emissionshandel mit
Augenmaß“, 14.10.2008

Welche Krise?
Zu „Gesetz des Handelns“, vom 15.10.2008

Bail-out auf
Bayerisch
Zur Kolumne „Überwindung der
Angst“ vom 10.10. 2008

Erstmals ist in diesem Herbst
das Kräfteverhältnis am Lehr-

stellenmarkt gekippt: Nachdem
dieWirtschaft jahrelang aus einem
breiten Angebot an Bewerbern
schöpfen konnte, gibt es nun wie-
dermehr offene Lehrstellen als un-
versorgte Bewerber. Das gilt zwar
„nur“ im Schnitt und unter Ver-
nachlässigung der vielen Zehntau-
send Jugendlichen, die weiter in
den Warteschleifen auf eine
Chance warten oder ganz aufgege-
ben haben. Aber es ist der Start-
schuss für die neue Knappheit am
Ausbildungsmarkt, die inden kom-
menden Jahren noch wachsen
wird.

Und wie immer, wenn ein Gut
knapp oder teuer wird, entdeckt
derNachfrager auchdie bisher ver-
schmähten Ladenhüter neu. In die-
sem Fall sind das – so bitter das
klingenmag – die Jugendlichen aus
Migrantenfamilien. Sie sollen nun
die Lücke füllen und sicherstellen,
dass der drohende Facharbeiter-
mangel weniger schlimm ausfällt.
In der Vergangenheit waren die

Migrantenkids zunehmend zu den
Stiefkindern des Lehrstellen-
markts geworden: Je größer das
Angebot, desto schlechter wurden
die Chancen der türkischen, arabi-
schen oder osteuropäischen Ju-
gendlichen. Heute sind sie unter
den Lehrlingen der Nation dras-
tisch unterrepräsentiert.
Natürlich gibt es dafür einen

sachlichen Grund: Wer schlechter
Deutsch spricht, ist als Lehrlingwe-
niger gefragt. Das ist es aber nicht
allein: Eine Befragung des Bundes-
instituts für berufliche Bildung er-
gab eindeutig, dass die Chancen
vonMigranten auch dann deutlich
geringer sind, wenn sie gute oder
sehr guteMathematiknoten haben.
Selbst die Bundesregierung stellte
fest, dass bei Bewerberüberschuss
„mögliche Vorbehalte“ gegenMig-
ranten eben stärker wirken als bei
ausgeglichenemMarkt.
Schade eigentlich. Gäbe es die

Vorbehalte nicht, stünden heute so-
wohl die Jugendlichen als auch die
Betriebe besser da.Die neueKnapp-
heit birgt nun die Chance auf eine
bessere Integration der jungenMig-
ranten in den Arbeitsmarkt. Das
wäre ein Gewinn nicht nur für die
Wirtschaft, sondern auch für dieGe-
sellschaft insgesamt.

Sicherheit
zuerst
Zu unseren Berichten über die
Finanzkrise

BRITTAMERSCH | DÜSSELDORF

Wenn die Schüler der Hauptschule Bernburgstraße in Düsseldorf-Eller
ihre Schulsachen sortieren, müssen sie nicht nur Material für Mathema-
tik,Deutsch oderEnglisch einpacken.Abder siebtenKlasse steht auch ein-
mal in der Woche Berufsvorbereitung auf dem Stundenplan: „Dieser
Schwerpunkt ist bei uns ein bedeutendes Thema“, sagt Schulleiter Klaus-
Peter Vogel. Bis zum Schulabschluss lernen die Schüler unterschied-
lichste Berufe kennen, bekommen Spezialunterricht in Technik oder In-
formatik und trainieren die Formalia von Bewerbungsschreiben und Le-
benslauf.
Ab der achten Klasse kommen sie außerdem mit möglichen Arbeitge-

bern in Berührung: „Da starten wir die Betriebserkundungen, bei denen
die Schüler einmal das Klima in einemUnternehmen erschnuppern
können“, so Klaus-Peter Vogel. Und ab der neunten Klasse ste-
hen auch Praktika in Unternehmen auf dem Programm.
Partner der Schule sind etwa die Düsseldorfer Stadt-
werke, bei denen die Schüler nicht nur dieArbeits-
abläufe in einem Betrieb kennenlernen, son-
dern auch probeweise Einstellungstests ab-
solvieren können.
DerEinsatz lohnt sich.DerNeuntkläss-

lerTobias Selentweiß schon jetzt, was er
werden könnte. Er interessiert sich für
eineAusbildung zumSystem-Informati-
ker – ein Berufsfeld, auf das er bei den
Stadtwerken aufmerksam geworden
ist. „Schon in der fünften Klasse habe
ich an einer Besichtigung der Stadt-
werke teilgenommen“, sagt Tobias,
„und ich war überrascht, welche Be-
rufe es dort gibt.“ Für die Ferien
plant er sogar ein Praktikum.
Ein Engagement, das bei Jugendli-

chen in der neunten Klasse bemer-
kenswert ist. So fit wie die Schüler
der Hauptschule in Düsseldorf sind
längst nicht alle Jugendlichen. Viele
haben bis zum Schulabschluss noch
keine wirkliche Vorstellung davon,
was sie eigentlich werden können.
Rudolf Schröder, Professor mit

Schwerpunkt Berufsorientierung am
Institut für Ökonomische Bildung der
Universität Oldenburg, überrascht das
kaum: „Die Berufsorientierung an allge-
meinbildenden Schulen ist ein defizitärer
Bereich.“ Eine Einschätzung, die der aktu-
elle Bundesbildungsbericht bestätigt: Der
Übergang in eine berufliche Ausbildung ge-
staltet sich oft kompliziert und langwierig
und stellt für bestimmte Gruppen von Ju-
gendlichen ganz erhebliche Barrieren da,
heißt es dort.
Besonders hart trifft es die Schulabgän-

ger mit oder ohne Hauptschulabschluss:
Nur ein Drittel von ihnen schafft im Laufe
von 18 Monaten, einen Ausbildungsplatz zu
ergattern. Nach zweieinhalb Jahren sind es
gerade einmal die Hälfte. Zu den Ursachen
zählen fehlendes Fachwissen und Unkennt-
nis der eigenen Stärken. Ein Problem liegt
aber auch bei den Unternehmen: „Viele Ar-
beitgeberwollenBewerbermitHauptschul-
abschluss schon deshalb nicht einstellen,
weil sie als schlecht ausgebildet gelten“,
sagt Rudolf Schröder, „es ist wie eine Stig-
matisierung.“
Aus diesem Grund sind besonders die

Hauptschüler auf Hilfe bei der Berufsvorbe-

reitung angewiesen. Einige Stiftungen haben ihr Engagement
in den vergangenen Jahren verstärkt. Eine von ihnen ist die
StiftungPartner für Schule, die seit 2004 inNordrhein-Westfa-
len (NRW)aktiv ist. 31 Unternehmen sind Partner der Stiftung
und leisten finanzielle und organisatorische Unterstützung.
„Das Geld, das wir zur Verfügung haben, geben wir für Schu-
len aus“, sagt Sprecher Hermann Meuser. Die Stiftung versu-
che, Schulen und Unternehmen stärker zusammenzubringen:
„Wir setzen uns dafür ein, dass Schüler schon früh die Betriebe
kennenlernen.“
InKooperationmit der Bundesagentur fürArbeit gibt es außer-

demdas Projekt „Zukunft fördern“, bei demdie SchulenMittel zur
Verfügung bekommen, um die Jugendlichen besser auf den Berufs-
einstieg vorzubereiten. So finden in unterschiedlichen Regionen
von NRW regelmäßig Berufsorientierungscamps statt, in denen die

Schüler herausfinden sollen, welcher Beruf zu ihnen passen
könnte.

Einen ähnlichen Ansatz verfolgt die Stiftung der deut-
schen Wirtschaft, die gerade in Kooperation mit dem
Bundesbildungsministerium ein ähnliches Projekt
ins Leben gerufen hat, das mit 3,2 Mio. Euro geför-
dert wird. Insgesamt 360 Hauptschüler bekom-
menkünftig für drei Jahre ein umfassendes Bera-
tungs- und Informationsprogramm. Zwei Jahre
lang steht die Berufsvorbereitung im Vorder-
grund, auch im ersten Ausbildungsjahr wer-
den die Jobeinsteiger betreut: „Wir richten
uns speziell an Hauptschulen, weil hier oft
Vorbilder im Freundes- oder Familienkreis
fehlen“, sagt Christian Lange von der Stif-
tung der deutschen Wirtschaft. Zum Trai-
ning gehören Workshops zu unterschiedli-
chenThemen, etwa Selbstorganisation, Be-
werbungstraining oder Konfliktmanage-
ment.
Maßnahmen, die eine Menge brin-
gen und die Rudolf Schröder lobt –
die ihm aber noch nicht weit genug
gehen. In einem Eckpunkte-Papier
zum Thema Berufsorientierung in
der Schule hat er Empfehlungen
an Schulen formuliert: „Oft wer-
den die Kinder weder in der
Schule noch im Elternhaus ge-
nug vorbereitet.“ Das sei aber
dringend nötig, denn gleichzeitig
könnten viele Stellen nicht besetzt
werden. Laut einer IHK-Umfrage in
Norddeutschland blieben im vergan-
genen Jahr 17Prozent derAusbildungs-
plätze in dieser Region frei.
Eine der Forderungen Schröders: Die Be-

rufsorientierung soll fest in die Lehrpläne in-
tegriert werden – eine Entscheidung, die nur
auf Landes- oder Bundesebene gefällt werden
kann. „Hier könnten Schüler wesentliches
Grundwissen erlernen, das sie später auf dem
Arbeitsmarkt benötigen“, sagt Rudolf Schröder,

„etwa die Frage, wie UnternehmenMitarbeiter auswählen.“
Bislang haben nur wenige Schulen eine wirtschaftliche

Ausbildung in ihre Lehrpläne integriert – das Thema wird
in einigen Fächern nur amRande behandelt. Als vorbildlich
gilt hier Niedersachsen: Für Schüler der Real- und Haupt-
schulen ist das Fach „Wirtschaft“ mittlerweile Pflicht.

KOLUMNE
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Der schwarz-grüne Senat in Ham-
burg plant, in jedemBezirk eine soge-
nannte Produktionsschule zu errich-
ten. „Die neuen Schulen in freier Trä-
gerschaft richten sich insbesondere
an Schulschwänzer und Abbrecher,
die konsequent an Produktionsab-
läufe und angeregeltes Lernenheran-
geführt und auf eine Ausbildung vor-
bereitet werden sollen“, sagt Anne-
gret Witt-Barthel, Sprecherin der
Hamburger Schulbehörde.
Der Hintergrund: Die bislang ein-

zige ander Elbe existierendeProduk-
tionsschule Altona (PSA) zeigt gute
Erfolge.AuchMecklenburg-Vorpom-
mern setzt seit vier Jahren verstärkt
auf diesen Schultyp: Sechs Produkti-
onsschulen werden inzwischen un-
ter anderen ausLandes- undKommu-
nalmitteln gefördert. Eine erste Eva-
luation zeigt ein positives Fazit: Jeder
Dritte findet einen Ausbildungs-
platz.
Kein Wunder also, dass Produkti-

onsschulen im Trend liegen. Im ver-
gangenen Jahr wurde sogar ein eige-
ner Bundesverband aus der Taufe ge-
hoben: der Bundesverband Produkti-
onsschulenmit Sitz inHannover. „Da-
bei sind Produktionsschulen eigent-
lichuralt“, erklärt PSA-Geschäftsfüh-
rer und Bundesverbands-Vorsitzen-
der Thomas Johanssen. Vor über 100
Jahren hießen sieArbeits-, Land- und
Industrieschulen. Hier sollten junge
Leute durchArbeit aufsArbeitsleben
vorbereitet werden. Mit dem Auf-
stieg eines überwiegend kopflastig
geprägten Bildungsbegriffs gerieten
die handwerklich orientierten Schu-
len allerdings ins Abseits.
Sozialpädagogen der Universität

Hannover haben die sechs Produkti-
onsschulen inMecklenburg-Vorpom-
mern zwei Jahre lang wissenschaft-
lich begleitet. Studienleiterin Cor-
tina Gentner: „Wenn man bedenkt,
dass einDrittel derProduktionsschü-
ler Förderschüler und 50 Prozent
Schulabbrecher sind, die auf demnor-
malen Arbeitsmarkt ohnehin keine
Chance gehabt hätten, dann ist dasEr-
gebnis als positiv zu bezeichnen.“
Denn knapp ein Drittel der Produkti-
onsschüler findet laut Studie einen
Ausbildungsplatz, jeder zehnte wird
von den Arbeitsagenturen erneut in
eine Vorbereitungsschleife zur Be-
rufsschule geschickt, sieben Prozent
finden eine Beschäftigung, und ein
Drittel wird arbeitslos.
„Wir haben es hier mit Leuten zu

tun, die nicht mehr gern lernen wol-
len. Die kann man nicht einfach in
die Schulbank setzen“, sagt Johans-
sen. In der Produktionsschule wer-
den reale Waren und Dienstleistun-
gen hergestellt und auf demMarkt zu
regulären Preisen verkauft. In Ham-
burg versorgt die PSA zum Beispiel
in ihrer Kantine täglich Gäste aus
den umliegenden Büros und Betrie-
benmit frischenMahlzeiten.

WIRTSCHAFT UND SCHULE:Wie Jugendliche
den Einstieg in den Job schaffen

BARBARA
GILLMANN

Auszubildender imBeruf Mechatroniker am
Schraubstock – der Übergang von der Schule
in den Beruf ist oft kompliziert. An vielen Schu-
len fehlen Konzepte zur Berufsorientierung.

Kaum bekannt,
aber effizient

Das Kraftwerk Frimmersdorf: Es wird mit Braunkohle befeuert und hat einen
sehr hohen CO2-Ausstoß.
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